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BUNDESARBEITSGERICHT 
 
 
4 AZR 292/10 
5 Sa 2021/09 
Landesarbeitsgericht 
Berlin-Brandenburg 
 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
21. März 2012 

URTEIL 
Freitag, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

 
 

In Sachen 

 

 

 beklagtes, berufungsbeklagtes und revisionsklagendes Land, 

 

 

 

 
pp. 

 

 

 Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsbeklagte, 

 

 

 

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen 

Verhandlung vom 21. März 2012 durch den Vorsitzenden Richter am Bundes-

arbeitsgericht Prof. Bepler, den Richter am Bundesarbeitsgericht Creutzfeldt, 
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die Richterin am Bundesarbeitsgericht Dr. Winter sowie die ehrenamtlichen 

Richter Lippok und Pieper für Recht erkannt: 

1. Auf die Revision des beklagten Landes wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg vom 
4. Februar 2010 - 5 Sa 2021/09 - aufgehoben. Die Be-
rufung der Klägerin gegen das Urteil des Arbeitsge-
richts Berlin vom 9. Juli 2009 - 58 Ca 17668/08 - wird 
zurückgewiesen. 

2. Die Klägerin hat auch die Kosten der Berufung und der 
Revision zu tragen. 

 
 

Von Rechts wegen! 
 
 
 

Tatbestand 
 

Die Parteien streiten über die zutreffende Eingruppierung der Klägerin 

nach der Anlage 1a zum Bundes-Angestelltentarifvertrag in der für den Bereich 

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (BAT/TdL) geltenden Fassung. 

Die Klägerin ist seit 1992 bei dem beklagten Land als Verwaltungsan-

gestellte im Bezirksamt S beschäftigt. § 3 ihres Arbeitsvertrages vom 19. April 

1994 hat auszugsweise folgenden Wortlaut: 

         „§ 3 

 Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich nach dem Bundes-
Angestelltentarifvertrag (BAT) und den diesen ergänzen-
den, ändernden oder ersetzenden Tarifverträgen in der für 
den Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
(TdL) jeweils geltenden Fassung. Außerdem finden die mit 
dem Lande Berlin bzw. dem Arbeitgeberverband, dem das 
Land Berlin angehört, bisher vereinbarten, noch geltenden 
und künftig abzuschließenden Tarifverträge über Arbeits-
bedingungen der Angestellten Anwendung.“ 

 

Die Klägerin war zunächst als Fallmanagerin im Sozialamt des Bezirks-

amts Spandau mit dem Tätigkeitsschwerpunkt Beratung und sozialhilferechtli-

che Betreuung arbeitsloser Erwachsener mit dem Ziel der (Wie-
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der-)Eingliederung in den Arbeitsmarkt beschäftigt. Hierfür wurde sie vom 

beklagten Land nach der VergGr. IVb (Fallgr. 1a) BAT vergütet. Seit dem 

17. Februar 2005 wird sie im Jobcenter S als Fallmanagerin im Bereich U 25 

(unter 25 Jahre) ohne Änderung der Vergütung eingesetzt. Ihre Aufgabe be-

steht in der Beratung und sozialhilferechtlichen Betreuung von jungen Erwach-

senen - einschließlich der Vermittlung professioneller Hilfe - mit dem Ziel der 

mittelfristigen (Wieder-)Erlangung der Erwerbsfähigkeit. 

Das von der Deutschen Gesellschaft für Care- und Casemanagement 

(DGCC) offiziell anerkannte Bildungsinstitut der Bundesagentur für Arbeit bietet 

eine Qualifizierungsmöglichkeit zum/zur „zertifizierten Fallmanager/Fall-

managerin“ an. Die Klägerin hat in diesem Rahmen mehrere Seminare, da-

runter „Fallmanagement-Grundlagenqualifizierung“, „Fallmanagement-Intensiv I: 

Sozialanamnese/Profiling/Ressourcenorientierung“ und „Fallmanagement-

Intensiv II: Leistungssteuerung“ besucht, die Qualifizierungsmaßnahme insge-

samt jedoch noch nicht abgeschlossen. 

Nach vergeblicher Geltendmachung einer Eingruppierung nach der 

VergGr. IVa BAT verfolgt die Klägerin mit ihrer Klage diesen Anspruch weiter. 

Sie hat die Auffassung vertreten, ihre Tätigkeit als Fallmanagerin im Jobcenter 

erfordere nicht nur gründliche und umfassende Fachkenntnisse sowie selbstän-

dige Leistungen und sei besonders verantwortungsvoll im Tarifsinne; sie hebe 

sich auch durch „besondere Schwierigkeit und Bedeutung“ iSd. VergGr. IVa 

Fallgr. 1a bzw. 1b BAT aus den Anforderungen der VergGr. IVb Fallgr. 1a BAT 

heraus. Es liege in ihrer Verantwortung als Fallmanagerin, auch hinsichtlich der 

finanziellen Belange des beklagten Landes alle Möglichkeiten zu erkennen und 

zu nutzen, um dem Personenkreis der unter 25-Jährigen die bestmögliche 

Unterstützung zum Erreichen des Ziels der Arbeitsmarktintegration zu geben. 

Es handele sich um einen Bereich mit schwierigem Klientel, darunter arbeits-

marktferne Personengruppen mit multiplen Vermittlungshemmnissen. Für das 

Fallmanagement seien hier spezielle Kenntnisse und vielfältige Qualifikationen 

erforderlich. Die in ihrer Ausbildung zur staatlich geprüften Verwaltungsfachan-

gestellten erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten, die sie für ihre zuvor aus-

geübte und nach VergGr. IVb BAT entgoltene Tätigkeit als Fallmanagerin im 
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Sozialamt des Bezirksamtes S benötigt habe, genügten für ihren jetzigen 

Aufgabenbereich als Fallmanagerin in einem Jobcenter nicht. Der hierfür 

erforderlichen umfassenden Qualifizierung dienten die von ihr besuchten 

Lehrgänge und Module der Führungsakademie der Bundesagentur für Arbeit. 

Fallmanager im Bereich SGB II bei der Bundesagentur für Arbeit erhielten iÜ 

eine der VergGr. IVa BAT entsprechende Vergütung. Auch erstatte der Bund 

dem beklagten Land die Personalkosten iHd. VergGr. IVa BAT. 

Die Klägerin hat zuletzt beantragt 

         festzustellen, dass das beklagte Land der Klägerin vom 
9. Mai 2005 bis zum 31. Oktober 2010 Vergütung aus der 
VergGr. IVa BAT anstelle gewährter Vergütung aus der 
VergGr. IVb BAT und seit dem 1. November 2010 Vergü-
tung aus der Entgeltgruppe 10 TV-L anstelle gewährter 
Vergütung aus der Entgeltgruppe 9 TV-L schuldet. 

 

Das beklagte Land hat Klagabweisung beantragt und gemeint, die Kla-

ge sei bereits unschlüssig, weil die Klägerin nicht, wie bei Aufbaufallgruppen 

erforderlich, dargelegt habe, dass die Eingruppierungsmerkmale der niedrige-

ren Vergütungsgruppen vorlägen. Die Tätigkeit erfülle zwar das Tarifmerkmal 

„gründliche Fachkenntnisse“ und wegen der notwendigen Kenntnisse mehrerer 

Rechts- und Fachgebiete auch das Merkmal der „vielseitigen Fachkenntnisse“ 

der VergGr. Vc BAT. Unterstellt, auch die Anforderungen der VergGr. Vb 

Fallgr. 1a und VergGr. IVb Fallgr. 1a BAT würden erfüllt - wovon bereits nicht 

zweifelsfrei auszugehen sei -, fehle es jedenfalls an einer weiteren Heraus-

hebung durch „besondere Schwierigkeit und Bedeutung“ iSd. VergGr. IVa 

Fallgr. 1a und 1b BAT. Das Fallmanagement in einem Jobcenter im Bereich der 

unter 25-Jährigen verlange gegenüber der Tätigkeit mit über 25-Jährigen keine 

gesteigerten Kenntnisse und Fähigkeiten. Die von der Klägerin aufgezeigten 

Qualifizierungsmaßnahmen beinhalteten noch keine schlüssige und substan-

tiierte Darlegung, dass ihre Tätigkeit das Heraushebungsmerkmal der „beson-

deren Schwierigkeit und Bedeutung“ erfülle. 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 

hat auf die hiergegen gerichtete Berufung das erstinstanzliche Urteil abgeändert 
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und der Klage stattgegeben. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen 

Revision begehrt das beklagte Land die Wiederherstellung des erstinstanzli-

chen Urteils. Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen. 

 

Entscheidungsgründe 
 

Die zulässige Revision ist begründet. Das Landesarbeitsgericht hat der 

Berufung der Klägerin gegen das klageabweisende Urteil des Arbeitsgerichts zu 

Unrecht stattgegeben.  

I. Die als übliche Eingruppierungsfeststellungsklage nach ständiger 

Senatsrechtsprechung (vgl. nur BAG 17. November 2010 - 4 AZR 188/09 - 

Rn. 15, EzTöD 240 § 12 TV-Ärzte/TdL Entgeltgruppe Ä 3 Nr. 7) zulässige Klage 

ist nicht begründet. Die Klägerin hat keinen Anspruch gegen das beklagte Land 

auf Zahlung einer Vergütung nach der VergGr. IVa BAT und nach der Ablösung 

des BAT ab dem 1. November 2010 durch den TV-L nach der Entgeltgruppe 10 

TV-L. Ihre Tätigkeit erfüllt auf der Grundlage ihres Vortrages nicht die Anforde-

rungen der VergGr. IVa (Fallgr. 1a oder 1b) BAT.  

1. Auf das Arbeitsverhältnis der Klägerin findet kraft arbeitsvertraglicher 

Bezugnahme der BAT in der jeweiligen Fassung und nachfolgend in der Zeit ab 

dem 1. November 2010 der ihn ablösende TV-L Anwendung. Hiervon gehen 

auch die Parteien übereinstimmend aus.  

2. Nach § 22 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 1 und Unterabs. 4 BAT ist die 

Klägerin in der VergGr. IVa BAT eingruppiert, wenn die ihre Gesamtarbeitszeit 

ausfüllenden Arbeitsvorgänge im tariflich geforderten zeitlichen Umfang von 

mindestens der Hälfte (Fallgr. 1a) oder zu einem Drittel (Fallgr. 1b) der Ge-

samtarbeitszeit die Anforderungen eines oder mehrerer der dort genannten 

Tätigkeitsmerkmale erfüllen. Diese Regelung der Anlage 1a zum BAT gilt nach 

§ 17 Abs. 1 Satz 1 des Tarifvertrages zur Überleitung der Beschäftigten der 

Länder in den TV-L und zur Regelung des Übergangsrechts vom 12. Oktober 

2006 in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 2 vom 1. März 2009 in 
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der für das Land Berlin gem. Abschnitt III des Tarifvertrages zur Angleichung 

des Tarifrechts des Landes Berlin an das Tarifrecht der Tarifgemeinschaft 

deutscher Länder vom 14. Oktober 2010 maßgebenden Fassung fort. 

3. Die von der Klägerin angestrebte Vergütung setzt danach voraus, dass 

mindestens die Hälfte (Fallgr. 1a) oder mindestens ein Drittel (Fallgr. 1b) der 

ihre gesamte Arbeitszeit ausfüllenden Arbeitsvorgänge den Tätigkeitsmerkma-

len der VergGr. IVa BAT entspricht.  

a) Dabei ist von dem von der Senatsrechtsprechung entwickelten Begriff 

des Arbeitsvorgangs auszugehen. Diesen hat der Senat verstanden als eine 

unter Hinzurechnung der Zusammenhangstätigkeiten bei Berücksichtigung 

einer sinnvollen, vernünftigen Verwaltungsübung nach tatsächlichen Gesichts-

punkten abgrenzbare und rechtlich selbständig zu bewertende Arbeitseinheit 

der zu einem bestimmten Arbeitsergebnis führenden Tätigkeit eines Angestell-

ten (st. Rspr., etwa BAG 9. April 2008 - 4 AZR 117/07 - Rn. 24, AP TVG § 1 

Nr. 44). Danach können bei der Ermittlung der Arbeitsvorgänge tatsächlich 

trennbare Tätigkeiten mit unterschiedlicher tariflicher Wertigkeit nicht zu einem 

Arbeitsvorgang zusammengefasst werden (BAG 18. Mai 1994 - 4 AZR 461/93 - 

zu B II 2 a der Gründe mwN, AP BAT 1975 §§ 22, 23 Nr. 178). Bei der Zuord-

nung der Tätigkeiten des Arbeitnehmers hat das Tatsachengericht einen Be-

urteilungsspielraum (BAG nur 19. Mai 2010 - 4 AZR 912/08 - Rn. 16, AP BAT 

1975 §§ 22, 23 Nr. 314; 25. August 1993 - 4 AZR 577/92 - zu B II 2 der Gründe, 

AP AVR Diakonisches Werk § 12 Nr. 5).  

b) Danach ist die Bewertung des Landesarbeitsgerichts, bei der von der 

Klägerin auszuübenden Tätigkeit als Fallmanagerin im Jobcenter handele es 

sich um einen einzigen großen Arbeitsvorgang, revisionsrechtlich nicht zu 

beanstanden. 

Die Tätigkeit der Klägerin ist auf ein einheitliches Arbeitsergebnis, näm-

lich die Beratung und Betreuung von jungen Arbeitslosen unter 25 Jahren in 

Problemsituationen und die Beseitigung der bei ihnen vorliegenden vielfältigen 

Vermittlungshindernisse gerichtet, um sie in den Arbeitsmarkt (wieder) einzu-
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gliedern. Sämtliche Einzelaufgaben dienen diesem Arbeitsergebnis. Sie sind 

nach tatsächlichen Gesichtspunkten nicht sinnvoll weiter aufteilbar, selbst wenn 

sie aus unterschiedlichen, zeitlich nicht unbedingt zusammenhängenden Einzel-

tätigkeiten bestehen. Zutreffend führt das Landesarbeitsgericht - ua. unter 

Berufung auf eine Stellungnahme der dem beklagten Land zuzurechnenden 

Senatsverwaltung für Finanzen vom 29. April 2008 - aus, die Klärung, welche 

Vermittlungshemmnisse im Einzelfall vorliegen und die Erstellung eines Integra-

tionsplanes unter Einbeziehung bestimmter Netzwerke dienten dem Ziel der 

(Wieder-)Eingliederung von jungen Arbeitslosen unter 25 Jahren in den Arbeits-

markt. Die Tätigkeit kann nicht in einzelne Arbeitsvorgänge, wie zB auf einzelne 

Kunden bezogene Betreuungs- und Beratungstätigkeiten, aufgegliedert werden 

(vgl. insoweit auch BAG 20. Mai 2009 - 4 AZR 184/08 - Rn. 19, AP TVG § 1 

Tarifverträge: Arbeiterwohlfahrt Nr. 12). 

4. Für die tarifliche Bewertung der Tätigkeit der Klägerin sind damit die 

nachstehenden Tätigkeitsmerkmale der Vergütungsordnung Teil I Allgemeiner 

Teil der Anlage 1a zum BAT maßgebend: 

         „Vergütungsgruppe V b  

 1 a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innen-
dienst und im Außendienst, deren Tätigkeit gründliche, 
umfassende Fachkenntnisse und selbständige Leistungen 
erfordert. 

 … 

 Vergütungsgruppe IV b  

 1 a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innen-
dienst und im Außendienst, deren Tätigkeit sich dadurch 
aus der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 a heraushebt, 
dass sie besonders verantwortungsvoll ist. 

 … 

 Vergütungsgruppe IV a  

 1 a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innen-
dienst und im Außendienst, deren Tätigkeit sich durch 
besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Vergü-
tungsgruppe IV b Fallgruppe 1 a heraushebt. 

 ... 
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 1 b. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innen-
dienst und im Außendienst, deren Tätigkeit sich mindes-
tens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und 
Bedeutung aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 1 a 
heraushebt.“ 

 

5. Die Tätigkeitsmerkmale der genannten Fallgruppen bauen aufeinander 

auf. Bei Aufbaufallgruppen ist nach der ständigen Rechtsprechung des Senats 

zunächst zu prüfen, ob die Anforderungen der Ausgangsfallgruppe erfüllt 

werden und anschließend, ob die qualifizierenden Merkmale der höheren 

Entgeltgruppen vorliegen (BAG 23. Februar 2011 - 4 AZR 313/09 - Rn. 21 

mwN, AP BGB § 611 Kirchendienst Nr. 62; 25. Februar 2009 - 4 AZR 20/08 - 

Rn. 28, AP BAT 1975 §§ 22, 23 Nr. 310; 12. Mai 2004 - 4 AZR 371/03 - 

zu I 1 f aa der Gründe, AP BAT 1975 §§ 22, 23 Nr. 301; 16. Oktober 2002 

- 4 AZR 579/01 - zu II 4 der Gründe, AP BAT 1975 §§ 22, 23 Nr. 294). Danach 

muss ein Arbeitnehmer in einer dem Streitfall entsprechenden Lage die allge-

meinen Voraussetzungen der VergGr. Vb Fallgr. 1a BAT und die der darauf 

aufbauenden VergGr. IVb Fallgr. 1a BAT und IVa Fallgr. 1a oder 1b BAT 

erfüllen. Mit einer Eingruppierungsfeststellungsklage sind diejenigen Tatsachen 

vorzutragen und im Bestreitensfalle zu beweisen, aus denen der rechtliche 

Schluss möglich ist, dass die beanspruchten tariflichen Tätigkeitsmerkmale 

unter Einschluss der darin vorgesehenen Qualifizierungen im geforderten 

zeitlichen Umfang erfüllt sind. Zu einem schlüssigen Vortrag genügt auch eine 

genaue Darstellung der eigenen Tätigkeit dann nicht, wenn ein Heraus-

hebungsmerkmal in Anspruch genommen wird. Allein aus der Betrachtung der 

jeweiligen Tätigkeit sind noch keine Rückschlüsse darauf möglich, ob sie sich 

gegenüber derjenigen eines Angestellten der VergGr. Vb Fallgr. 1a BAT oder 

der VergGr. IVb Fallgr. 1a BAT entsprechend den Qualifizierungsmerkmalen 

heraushebt und eine Eingruppierung in der VergGr. IVa Fallgr. 1a oder 1b BAT 

begründet. Diese Wertung erfordert vielmehr einen Vergleich mit den nicht 

herausgehobenen Tätigkeiten, also den „Normaltätigkeiten“, und setzt einen 

entsprechenden Tatsachenvortrag voraus (st. Rspr., BAG 23. Februar 2011 

- 4 AZR 313/09 - Rn. 21 mwN, aaO; 20. Oktober 1993 - 4 AZR 47/93 - zu 
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B II 3 b der Gründe, AP BAT 1975 §§ 22, 23 Nr. 173). Die vorgetragenen 

Tatsachen müssen erkennen lassen, warum sich eine bestimmte Tätigkeit aus 

der in der Ausgangsfallgruppe erfassten Grundtätigkeit hervorhebt und einen 

wertenden Vergleich mit dieser nicht unter das Hervorhebungsmerkmal fallen-

den Tätigkeit erlauben (st. Rspr., etwa BAG 23. Februar 2011 - 4 AZR 313/09 - 

Rn. 21 mwN, aaO; 25. Februar 2009 - 4 AZR 20/08 - Rn. 27, aaO; 27. August 

2008 - 4 AZR 484/07 - Rn. 19, BAGE 127, 305; 11. Februar 2004 - 4 AZR 

684/02 - zu I 3 c bb (1) der Gründe, BAGE 109, 321).  

6. Nach diesen Maßstäben erfüllt die Tätigkeit der Klägerin auf der Grund-

lage ihres Vortrages die Anforderungen des Tätigkeitsmerkmales der Fallgrup-

pe 1a oder 1b der VergGr. IVa BAT nicht.  

a) Dabei kann zugunsten der Klägerin unterstellt werden, dass sie als 

Angestellte im allgemeinen Verwaltungsdienst iSd. genannten Fallgruppen eine 

Tätigkeit ausübt, die gründliche, umfassende Fachkenntnisse und selbständige 

Leistungen erfordert sowie besonders verantwortungsvoll ist, wofür im Übrigen 

auch ihre bisherige Vergütung durch das beklagte Land nach der VergGr. IVb 

(Fallgr. 1a) BAT und die dem zugrunde liegende ausführliche Stellungnahme 

der Senatsverwaltung für Finanzen des beklagten Landes vom 29. April 2008 

sprechen.  

b) Die Klägerin hat jedoch nicht dargetan, dass die von ihr auszuübende 

Tätigkeit sich hinsichtlich der Anforderungen durch besondere Schwierigkeit 

und Bedeutung aus den Anforderungen an eine Grundtätigkeit nach der Fall-

gruppe 1b der VergGr. IVa BAT heraushebt. Es fehlt an der Darlegung von 

Tatsachen, die den erforderlichen wertenden Vergleich ermöglichen. Danach 

hätte zunächst die Tätigkeit von Angestellten der VergGr. IVb (Fallgr. 1a) BAT 

dargelegt werden müssen sowie welche darüber hinausgehende besondere 

Schwierigkeit und Bedeutung ihre jetzige Tätigkeit beinhaltet. Einen solchen 

Vortrag hat die Klägerin nicht erbracht.  

aa) Die Feststellung, ob sich Angestellte mit ihrer Tätigkeit dadurch aus der 

VergGr. IVb herausheben, dass ihre Tätigkeit das genannte Heraushebungs-
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merkmal erfüllt, lässt sich nur gemessen an den in der VergGr. IVb Fallgr. 1a 

gestellten Anforderungen treffen. Bereits die VergGr. Vb Fallgr. 1a BAT setzt 

„gründliche, umfassende Fachkenntnisse“ voraus, die VergGr. IVb Fallgr. 1a 

BAT eine „besonders verantwortungsvolle“ Tätigkeit. Die tarifliche Anforderung 

der besonderen Schwierigkeit der Tätigkeit bezieht sich auf die fachliche Quali-

fikation des Angestellten, also sein fachliches Können und seine fachliche 

Erfahrung. In der VergGr. IVa Fallgr. 1a BAT wird somit ein Wissen und Können 

verlangt, das die Anforderungen der VergGr. IVb Fallgr. 1a BAT in gewichtiger 

Weise, dh. beträchtlich übersteigt. Das Tätigkeitsmerkmal der Bedeutung knüpft 

an die bestehende Bedeutung des Aufgabenkreises an, dh. an die Größe des 

Aufgabengebietes, die Tragweite der zu bearbeitenden Materie oder die Aus-

wirkungen der Tätigkeit für den innerdienstlichen Bereich, die betroffenen 

Bürger oder die Allgemeinheit. Die Bedeutung muss - aufgrund ihres Gehalts 

als Heraushebungsmerkmal - zumindest zu einer deutlich wahrnehmbar gestei-

gerten Tätigkeitsanforderung gegenüber den voranstehenden Vergütungsgrup-

pen führen (BAG 19. Mai 2010 - 4 AZR 912/08 - Rn. 37 mwN, AP BAT 1975 

§§ 22, 23 Nr. 314). Die Prüfung der einzelnen Anforderungen setzt daher einen 

wertenden Vergleich voraus. 

bb) Das Landesarbeitsgericht hat den erforderlichen wertenden Vergleich 

nicht vorgenommen. 

(1) Das Landesarbeitsgericht ist davon ausgegangen, die Tätigkeiten der 

Klägerin seien besonders schwierig iSd. der angestrebten Vergütungsgruppe. 

Sie verlangten von ihr ein der Breite und Tiefe nach gesteigertes fachliches 

Wissen und Können gegenüber demjenigen der Aufbaufallgruppen aus der 

niedrigeren Ausgangsfallgruppe. Die Klägerin habe den Inhalt ihrer Tätigkeit im 

Einzelnen ua. durch den Hinweis auf die Beschreibung des Aufgabenkreises 

(BAK) und durch vorgelegte Fallbeispiele in ausreichender Weise geschildert. 

Sie habe nachvollziehbar auf die im Umgang mit ihrer schwierigen Klientel 

erforderliche Beratungs- und Gesprächsführungskompetenz, den sensiblen 

Umgang mit schwierigen sozialen und persönlichen Problemkonstellationen, die 

erforderliche Ressourcenorientierung, Motivationskompetenz zur Entwicklung 
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von Veränderungsbereitschaft sowie Konfliktfähigkeit hingewiesen. Hierfür 

benötige sie zusätzlich zu den Kenntnissen der in Betracht kommenden Förder-

leistungen, der Bestimmungen des SGB II und III, der Grundlagen des Sozial-

rechts, des Arbeitsmarkts und der Berufskunde, die bereits bei den „gründli-

chen, umfassenden Kenntnissen“ iSd. VergGr. Vb Fallgr. 1a BAT berücksichtigt 

worden seien, Kenntnisse über das verfügbare Betreuungsnetzwerk, über 

Berufsausbildungsmöglichkeiten und Chancen zum Nachholen von Schulab-

schlüssen sowie der hierfür in Frage kommenden Einrichtungen und Stellen. 

Hinzu träten Aufbau, Pflege und Weiterentwicklung des Netzwerkes, was über 

die Anforderungen der Aufbaufallgruppen hinaus besondere Kompetenzen 

verlange. Die besondere Schwierigkeit sei Gegenstand der Tätigkeit selbst, 

nicht deren Leistung unter belastenden Bedingungen. In den von ihr besuchten 

Seminaren habe sie die für ihre Tätigkeit als Fallmanagerin im Jobcenter 

erforderlichen Kenntnisse erworben. Die Notwendigkeit des Einsatzes dieses 

speziellen Fachwissens rechtfertige die Bewertung als „besonders schwierig“ 

iSd. VergGr. IVa Fallgr. 1a oder 1b BAT, unabhängig davon, dass die Klägerin 

die Qualifizierungsmaßnahme noch nicht abgeschlossen habe. 

Ein wertender Vergleich mit dem nach VergGr. IVb BAT bewerteten 

bisherigen Aufgabengebiet der Klägerin führe ebenfalls zur Bejahung des 

Heraushebungsmerkmales „besondere Schwierigkeit“. Während für ihre vorma-

lige Tätigkeit das in der Ausbildung erworbene Fachwissen ausgereicht habe, 

treffe dies für ihren jetzigen Aufgabenbereich nicht mehr zu. 

Zu Recht habe die Klägerin in diesem Zusammenhang auf bei der Bun-

desagentur für Arbeit beschäftigte Fallmanager und ihre Vergütung iHd. 

VergGr. IVa BAT verwiesen.  

Des Weiteren sei die Tätigkeit der Klägerin von herausgehobener „Be-

deutung“ iSd. Tätigkeitsmerkmales der VergGr. IVa Fallgr. 1a oder 1b BAT. 

Diese ergebe sich einerseits aus dem besonderen Stellenwert des Fallma-

nagements im Rahmen der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe 

und andererseits aus dem besonderen Gewicht der Nachwirkungen für die 

Allgemeinheit. 
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(2) Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts sind nicht frei von 

Rechtsfehlern. Entgegen seiner Bekundung hat es bei der Beurteilung, die 

auszuübende Tätigkeit der Klägerin erfülle die Tätigkeitsmerkmale der 

VergGr. IVa Fallgr. 1a oder 1b BAT, keinen wertenden Vergleich vorgenom-

men, ob eine Heraushebung aus derjenigen eines Angestellten iSd. 

VergGr. IVb Fallgr. 1a BAT durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung 

vorliegt. Ein solcher Verstoß durch Unterlassung einer denknotwendig durch ein 

Heraushebungsmerkmal geforderten Vergleichsbetrachtung verletzt die bei der 

Subsumtion zu beachtenden Denkgesetze (vgl. BAG 19. Mai 2010 - 4 AZR 

912/08 - Rn. 32 mwN, AP BAT 1975 §§ 22, 23 Nr. 314; 27. August 2008 

- 4 AZR 484/07 - Rn. 23, BAGE 127, 305; 15. Februar 2006 - 4 AZR 634/04 - 

Rn. 25, BAGE 117, 92). 

(a) Das Landesarbeitsgericht hat sich bei seinen Erwägungen darauf 

beschränkt, unter Verweis auf die BAK und die zehn Fallbeispiele den pauschal 

gehaltenen Vortrag der Klägerin hinsichtlich ihrer benötigten Kenntnisse und 

Fähigkeiten zu referieren und anzumerken, die Klägerin habe damit die „beson-

dere Schwierigkeit“ ihrer Tätigkeit  nachvollziehbar dargelegt. Damit hat es, was 

im Rahmen eines wertenden Vergleichs jedoch notwendig gewesen wäre, die 

Ebene der VergGr. IVa BAT nicht verlassen und keine vergleichende Gegen-

überstellung mit den Anforderungen der VergGr. IVb Fallgr. 1a BAT vorgenom-

men. Vielmehr ist es bei einer reinen Behauptung geblieben. Soweit das Lan-

desarbeitsgericht in den Entscheidungsgründen einen „wertenden Vergleich“ 

anspricht, verkennt es, dass hierfür nicht die zuvor von der Klägerin ausgeübte 

konkrete Tätigkeit der alleinige Vergleichsmaßstab sein kann. Es hätte sich 

zunächst damit auseinandersetzen müssen, inwieweit diese Tätigkeit tariflich 

zutreffend in VergGr. IVb Fallgr. 1a BAT eingruppiert ist und auf dieser Grund-

lage den wertenden Vergleich vornehmen müssen. Das Landesarbeitsgericht 

berücksichtigt nicht, dass eine Aufzählung von Tätigkeiten und Kompetenzen 

allein noch keine Rückschlüsse auf ihren Stellenwert in einem aufeinander 

aufbauenden Eingruppierungsgefüge zulässt. 
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(b) Entsprechendes gilt, soweit das Landesarbeitsgericht eine „Bedeutung“ 

der Tätigkeit iSd. VergGr. IVa Fallgr. 1a oder 1b BAT aufgrund eines besonde-

ren Stellenwertes des Fallmanagements im Rahmen der Zusammenlegung von 

Arbeitslosen- und Sozialhilfe angenommen hat. Auch hier verbleibt es in der 

Sache bei der pauschalen Behauptung, hinzutretende Aufgaben führten zwin-

gend zu einer Heraushebung, ohne darzulegen, worin die Auswirkungen der 

Arbeit liegen und im Einzelnen zu bewerten, warum sie gegenüber den Anfor-

derungen der VergGr. IVb Fallgr. 1a BAT von größerer Tragweite, mithin ge-

wichtiger sind. 

cc) Der Senat kann in der Sache selbst entscheiden. Die Klägerin hat nicht 

dargetan, dass die von ihr auszuübende Tätigkeit in rechtlich erheblichem 

Ausmaß die Merkmale der VergGr. IVa Fallgr. 1a oder 1b BAT erfüllt. 

(1) Die Klägerin hat einen Tatsachenvortrag, der hinsichtlich ihrer Aufga-

ben den erforderlichen wertenden Vergleich zwischen der Tätigkeit eines 

Angestellten der VergGr. IVb Fallgr. 1a BAT und derjenigen mit den herausge-

hobenen Tätigkeitsmerkmalen ermöglicht, nicht erbracht. Darauf hat bereits das 

Arbeitsgericht in seinem klagabweisenden Urteil hingewiesen. 

(a) Die Klägerin hat vorgetragen, als Fallmanagerin benötige sie umfang-

reiche Kenntnisse der Grundlagen des Sozialrechts - insbesondere des SGB II 

und III -, Grundkenntnisse der angrenzenden Rechtsgebiete, der Berufskunde 

und des Arbeitsmarktes, interkulturelle Fähigkeiten sowie Grundkenntnisse in 

Controllinginstrumenten und Statistik. Darüber sei eine besondere Beratungs- 

und Methodenkompetenz zum Erkennen und Beseitigen von Hemmnissen, die 

einer Arbeitsaufnahme entgegenstünden, erforderlich. Notwendig sei insbeson-

dere Beratungs- und Gesprächsführungskompetenz im sensiblen Umgang mit 

schwierigen und persönlichen Problemkonstellationen, Ressourcenorientierung, 

Motivationskompetenz zur Entwicklung von Veränderungsbereitschaft und 

Konfliktfähigkeit. Sie müsse subjektive Lebenswelten, individuelle Verhaltens- 

und Wahrnehmungsmuster sowie objektive Lebensumstände auf Ressourcen 

hin ergründen, die einer Integration in Arbeit dienen könnten. Auch ein profes-

sionelles Netzwerkmanagement sei erforderlich. Lösungsansätze im Fallma-
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nagement müssten die besonderen Lebenslagen der Kunden, die zB durch 

häusliche Gewalt, Verschuldung, Suchtproblematiken, (drohende) Wohnungs- 

und Obdachlosigkeit, psychische Behinderungen, familiäre Überbelastung, 

Migrationshintergrund, Vorstrafen, Analphabetismus, fehlende Schulabschlüsse 

oder Berufsausbildungen sowie Lernbehinderungen gekennzeichnet seien, 

berücksichtigen. Damit sei die Beratung und Vermittlung wesentlich komplexer 

und tiefgehender angelegt als diejenige vermittlungsfähiger Bewerber, zumal im 

Bereich der unter 25-Jährigen zusätzliche fundierte Kenntnisse in Berufskunde 

benötigt würden. Die gesteigerte Bedeutung ergebe sich ua. aus dem außeror-

dentlichen Stellenwert des Fallmanagers im Rahmen der Zusammenlegung von 

Arbeitslosen- und Sozialhilfe sowie dem besonderen Verantwortungsspektrum 

eines Fallmanagers für die Allgemeinheit (zB das Erkennen und Sanktionieren 

von Überzahlungen und ungerechtfertigten Leistungsbezugs) sowie die auf dem 

Arbeitsmarkt besonders Benachteiligten mit ihren Familien. Um diesen Anforde-

rungen zu genügen, sei sie zu Lehrgängen des Bildungsinstituts der Bundes-

agentur für Arbeit abgeordnet worden, um sich zur zertifizierten Fallmanagerin 

ausbilden zu lassen. Zudem verweise sie auf die BAK, deren inhaltliche Rich-

tigkeit sie allerdings bestreite, weil diese nicht zwischen der Vermittlung der 

unter 25-Jährigen und der über 25-Jährigen differenziere, sowie ergänzend auf 

Auszüge aus zehn Fallbeispielen. Ihr Aufgabengebiet unterliege aufgrund der 

unterschiedlichen Fallgestaltungen keiner weiteren Kontrolle. 

Im Übrigen erhalte ein Fallmanager im Bereich SGB II bei der Bundes-

agentur für Arbeit nach dem für ihn geltenden Haustarifvertrag TV-BA eine 

Vergütung, die derjenigen nach VergGr. IVa BAT entspreche. Für ihre nach 

VergGr. IVb BAT bewertete vormalige Tätigkeit als Fallmanagerin im Sozialamt 

mit Tätigkeitsschwerpunkt Beratung und sozialhilferechtliche Betreuung arbeits-

loser Erwachsener mit dem Ziel der (Wieder-)Eingliederung in den Arbeitsmarkt 

hätten die im Rahmen ihrer Ausbildung zur staatlich geprüften Verwaltungs-

fachangestellten erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten ausgereicht, was für 

die Ausübung des spezialisierten Fallmanagements völlig ungenügend sei. 

(b) Dieser Vortrag ermöglicht nicht den erforderlichen wertenden Vergleich. 
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Die Klägerin beschränkt sich im Wesentlichen darauf, den Inhalt ihrer 

Tätigkeit durch Verweisung auf die BAK und exemplarisch auf zehn Fallbeispie-

le, die lediglich stichwortartig die jeweiligen Problemkreise der Kunden, die 

vereinbarten Ziele, die beteiligten Netzwerkstellen sowie eine knappe Zusam-

menfassung des Betreuungsverlaufs schildern, darzulegen. Die vermeintlich 

notwendigen Fachkenntnisse und Kompetenzen werden nur schlagwortartig 

aufgelistet, ohne im Einzelnen ihren Inhalt und ihre Reichweite zu beschreiben 

und zu erläutern, warum sie für die konkrete, tariflich zu bewertende Tätigkeit 

benötigt werden, nicht dagegen bereits für eine Tätigkeit der VergGr. IVb 

Fallgr. 1a BAT. Die Bewertung der von der Klägerin beschriebenen fachlichen 

Qualifikationen erschöpft sich in der bloßen Behauptung, diese erfüllten das 

Tarifmerkmal der „besonderen Schwierigkeit“, weil die erforderlichen Kenntnis-

se und Fertigkeiten diejenigen, die sie für ihren vormaligen nach VergGr. IVb 

BAT bewerteten Aufgabenbereich benötigt habe, deutlich überträfen. Es fehlt 

an einer genauen Darlegung der ihrer Beurteilung zugrunde liegenden Einzel-

tatsachen sowie an einer Gegenüberstellung der Tätigkeiten der Aufbaufall-

gruppe mit einhergehender Bewertung, warum die Anforderungen ihnen 

gegenüber herausgehoben sein sollen. Es ist nicht ohne weiteres nachvollzieh-

bar, wieso die Betreuung ihrer jetzigen Klientel deutlich höhere Anforderungen 

stellen soll als die arbeitsloser Erwachsener, selbst wenn sie schwerpunktmä-

ßig andere Kompetenzen erfordern mag, zB im Hinblick auf ihr Alter, fehlende 

Schulabschlüsse oder Ausbildungen. Die Auswirkungen von - ggf. länger 

andauernder - Arbeitslosigkeit gerade auch auf ältere Menschen, kann erheb-

lich sein und erfordert ebenfalls ein hohes Maß an Sozial-, Kommunikations- 

und Methodenkompetenzen. 

Die Klägerin verkennt, dass der Verweis auf die Teilnahme an einer 

- wenngleich umfassenden - Qualifizierungsmaßnahme für sich genommen 

keine Aussage über die Wertigkeit der durch sie erworbenen Befähigungen  

trifft. Tätigkeiten derselben Vergütungsgruppe können inhaltlich unterschiedli-

che Fachkenntnisse und Fertigkeiten erfordern, ohne dass sie gesteigerte oder 

heraushebende Anforderungen enthalten. Sie hätte sich daher in ihrem Vortrag 

auch substantiiert damit auseinandersetzen müssen, wieso die in der Bil-
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dungsmaßnahme vermittelten Kenntnisse diejenigen übersteigen, die für eine 

nach VergGr. IVb Fallgr. 1a BAT zu bewertende Tätigkeit verlangt werden. 

Ebenso wenig genügt die bloße Feststellung, sie benötige das durch die Lehr-

gänge erworbene Wissen für ihre Tätigkeit. Selbst wenn dies zuträfe, ließe das 

allein keinen Rückschluss auf eine Heraushebung aus den Anforderungen der 

VergGr. IVb Fallgr. 1a BAT zu. 

(2) Entgegen der Annahme des Landesarbeitsgerichts kann sich die 

Klägerin - ungeachtet der von ihr selbst bestrittenen inhaltlichen Richtigkeit - zur 

Begründung ihres Anspruchs nicht auf den Inhalt der BAK berufen. Es ist 

bereits nicht erkennbar, dass es sich bei ihr um eine auf den Arbeitsplatz der 

Klägerin zugeschnittene Stellenbeschreibung handelt. Jedoch selbst wenn dies 

zugunsten der Klägerin unterstellt wird, besagt sie nichts über die tarifgemäße 

Bewertung der klägerischen Tätigkeit.  

(a) Eine Stellenbeschreibung dient der Dokumentation der Tätigkeit des 

Stelleninhabers. Sie besitzt organisatorische (welche Aufgaben auf welchen 

Arbeitsplätzen im Betrieb wahrgenommen werden, in welchem hierarchischen 

Zusammenhang die Stelle angesiedelt ist etc.) sowie arbeitsrechtliche (zB 

hinsichtlich des Direktionsrechts) Bedeutung und kann im Einzelfall Konse-

quenzen für die tarifliche Eingruppierung haben (BAG 16. November 2011 

- 4 AZR 773/09 - Rn. 23). Als Grundlage für eine Tätigkeitsbewertung kommt 

sie in Betracht, soweit sie die tatsächlich ausgeübten einzelnen Tätigkeiten und 

Arbeitsvorgänge des Stelleninhabers ausreichend differenziert wiedergibt und 

damit der Identifizierung der auszuübenden Tätigkeit dient (vgl. auch Krase-

mann Das Eingruppierungsrecht des BAT/BAT-O 8. Aufl. Kap. 12 Rn. 281). 

Sofern die Entgeltgruppen bestimmte Fachkenntnisse und Fertigkeiten, die 

Erbringung selbständiger Leistungen, Eigenverantwortlichkeit oder besondere 

Anforderungen an analytische Fähigkeiten voraussetzen, ist die Stellenbe-

schreibung allenfalls dann dienlich, wenn sie in erkennbar gewollter Überein-

stimmung mit den jeweiligen tariflichen Begrifflichkeiten entsprechende Anga-

ben enthält (BAG 16. November 2011 - 4 AZR 773/09 - aaO). Das dürfte aus-

nahmsweise dann gegeben sein, wenn sie von einer Stelle angefertigt worden 
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ist, die über die entsprechenden Tarifkenntnisse verfügt und erkennbar auf die 

tariflichen Tätigkeitsmerkmale abgestellt hat (vgl. dazu Krasemann aaO Kap. 12 

Rn. 286). Die Einschätzung eines Vorgesetzten des Arbeitsplatzinhabers ist 

unerheblich (vgl. BAG 27. August 2008 - 4 AZR 484/07 - Rn. 26 mwN, 

BAGE 127, 305; 15. März 2006 - 4 AZR 73/05 - Rn. 28, AP ZPO § 551 Nr. 63 = 

EzA ZPO 2002 § 551 Nr. 2). 

(b) Bei der von der Klägerin eingeführten BAK handelt es sich nach ihrem 

eigenen Vorbringen lediglich um eine vom Jobcenter S erstellte Übersicht. Sie 

lässt den konkreten Zuschnitt auf den Arbeitsplatz der Klägerin nicht erkennen 

und weist auch keine Bewertung des Aufgabenkreises aus. Die entsprechenden 

Spalten sind nicht ausgefüllt. Insgesamt handelt es sich um eine bloße Auflis-

tung von Aufgaben, benötigten Fachkenntnissen und Kompetenzen sowie einer 

Angabe des prozentualen Anteils einzelner Tätigkeiten an der monatlichen 

Gesamtarbeitszeit, ohne dass sie für sich genommen einen wertenden Ver-

gleich ermöglicht. 

(3) Entgegen der Auffassung der Klägerin kommt es für die Einordnung 

einer Tätigkeit in eine Vergütungsordnung nicht darauf an, wie die entspre-

chende Tätigkeit in einem anderen Tarifwerk bewertet ist. Die Tarifvertragspar-

teien regeln jeweils für den von ihnen bestimmten Geltungsbereich, wie sie die 

einzelnen Tätigkeiten vergüten wollen. Für ihre Entscheidung, welcher Rang 

den Aufgaben in der Vergütungsordnung beigemessen wird, kann es unter-

schiedliche Beweggründe geben, die jedenfalls mit Wertungen in anderen 

Tarifwerken nicht im Zusammenhang stehen. Insoweit hat die Vergütung der 

Fallmanager bei der Bundesagentur für Arbeit - ungeachtet des Bestreitens des 

beklagten Landes in seiner Revisionsbegründung - keine Aussagekraft für die 

Eingruppierung der Klägerin. 

c) Da es bereits an der Darlegung von Tatsachen fehlt, die den erforderli-

chen Vergleich hinsichtlich der „besonderen Schwierigkeit“ nach VergGr. IVa 

Fallgr. 1a und 1b BAT ermöglichen und die Tarifmerkmale „besondere Schwie-

rigkeit“ und „Bedeutung“ kumulativ erfüllt sein müssen, kann dahinstehen, ob 
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das Anforderungsmerkmal „Bedeutung“ iSd. angestrebten Vergütungsgruppe 

erfüllt ist.  

II. Die Klägerin hat die Kosten der Berufung und der Revision nach §§ 91 

Abs. 1, 97 Abs. 1 ZPO zu tragen. 

 Der Vorsitzende Rich- 
ter am Bundesarbeits- 
gericht Prof. Bepler ist 
in den Ruhestand 
getreten und daher an 
der Unterschriftsleis-
tung gehindert. 

Creutzfeldt 

 Creutzfeldt  Winter  

  Lippok  Pieper  
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